Zusammenfassung von:

Horst Röper – Das Mediensystem der Bundesrepublik Deutschland

(stand: 1993, also alle Zahlenangaben mit Vorsicht genießen)

Vorbemerkungen

Merkmale der heutigen Medienlandschaft und deren Entwicklung aus der Perspektive von Großunternehmen:

· Zur Etablierung von privaten Rundfunkbetrieben bedarf es zumindest im Fernsehmarkt eines hohen Kapitaleinsatzes, der offensichtlich selbst die Finanzkraft einzelner Konzerne übersteigt.

· Etablierung kann durch einen Medienverbund mit Printmedien ganz wesentlich gefördert werden.

· Die Gründung von neuen Printmedien scheint in den weitgehend gesättigten Märkten kaum noch erfolgversprechend. Einen Medienverbund können Rundfunkbetriebe also nur mit etablierten Verlagsunternehmen eingehen.

· Andererseits sind auch die Verlagsunternehmen nicht in der Lage, aus eigener Kraft im Fernsehmarkt zu agieren. Ihnen fehlt das Know-how und die Verbindungen zu den internationalen Märkten, insbesondere zur internationalen Filmindustrie.

Synergie-Effekte: nicht nur international oder national Ebene ( auch auf lokaler/regionaler Ebene zwischen z.B. Zeitungsverlagen oder Anzeigenblattproduzenten und lokalen/regionalen Hörfunkstationen.

1. Printmedien

[Zusammenfassung der Geschichte der Printmedien in Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg – steht fast genauso bei Meyn]

1.2 Aktuelle Struktur der Printmedien

Printmedien sowohl in Erscheinungsbild als auch in Verlagsstruktur sehr vielgestaltig. Trotz Konzentrationseffekte wird die Verlagsstruktur mehrheitlich von kleinen und mittleren Betrieben geprägt. 35 % der Verlage beschäftigen weniger als 100 Mitarbeiter.

Wichtigste Einnahmequelle: Anzeigenbereich

Definition Zeitungen
: Periodizität („mindestens zweimal wöchentlich“) und Universalität („nicht auf bestimmte Stoff- oder Lebensgebiete begrenzte Nachrichtenübermittlung“). Ausnahmen: Sonntagszeitungen.

Hauptausgabe 
( Für den Verlagsort bestimmte Ausgabe einer Zeitung, in Zweifelsfällen die Ausgabe mit dem höchsten Anteil an der Gesamtauflage.

Nebenausgabe
( Unterscheidet sich durch anderen Lokalteil von der Hauptausgabe.

Durch Pressekonzentration ausgelöster Schwund an Titeln: Betrifft v.a. Zeitungen mit kleinen Auflagen. Typisch für dt. Zeitungsmarkt: Zeitungen mit Auflagen unter 50 000 Exemplaren.

Definition Zeitschriften: Redaktionelle, kontinuierliche Stoffdarbietung (z.B. im Unterschied zu Prospekten und Katalogen) und mind. viermal jährliches Erscheinen (z.B. im Unterschied zu Jahrbüchern).

Anders als bei Zeitungen ist Titelzahl und Auflage der Zeitschriften ständig gestiegen (trifft für fast alle Zeitschriftengruppen zu). BRD gilt weltweit als Land mit den meisten Zeitschriften. Trend zu thematische eingeschränkten Publikumszeitschriften.

Anzeigenblätter
( seit den 70er Jahren ernormen Aufschwung, Zeitungsverlage haben auf diese Konkurrenz reagiert u. entweder bestehende Blätter aufgekauft oder eigene gegründet. Üblicherweise kostenlos an große Zahl von Haushalten (deshalb beliebt bei Werbekunden, weil fast alle Bewohner eines best. Bezirks erreicht werden)

Problem Pressekonzentration

Pressekonzentration
( ökonomische (Anbieterkonzentration) und publizistische Konzentration (Angebotskonzentration) zusammengefasst.

Formen ökonom. Konzentration:

· Auflagensteigerung durch Vertriebszugewinne

· Auflagensteigerung durch Vermehrung der verlegten Titel

· Auflagensteigerung durch Übernahme anderer Verlage

zunächst unwichtig, ob übernommene Firma der übernehmenden einverleibt oder als verbundenes Unternehmen rechtlich selbstständig weitergeführt werden.

Publizistische Konzentration (vielfach verbunden mit ökonom. Konz.) wird entweder durch Einstellung einzelner Produkte oder durch Zusammenlegung von Produkten ausgelöst.

(z.B. Springer-Verlag hat – wie viele andere große Verlage – heutige Stellung auch durch Zukäufe erreicht) BSP S.7

Bemessungsgrundlage für Pressekonzentration sind Marktanteile in einzelnen Mediengattungen (z.B. Zeitung) [u. Umständen weiter differenziert (z.B. Abonnement- und Kaufzeitungen)] auf best. Märkten (bundesweit, landesweit, lokal)

Zentrale Bedeutung
( Marktstellung der einzelnen Zeitung, d.h. Rangfolge der Zeitungen nach ihrem Auflagenanteil im Verbreitungsgebiet. Jew. führende Zeitung bekommt fast automatisch den größeren Teil der Anzeigen. Zeitungen in nachrangiger Wettbewerbsposition haben es oft ungleich schwerer (oft: nachrangige Zeitungen gingen Kooperationsvereinbarungen mit Marktführer ein (z.B. im Vertrieb), darauf folgte redaktionelle Zusammenarbeit (z.B. TV-Programm), schließlich komplette Übernahme)

Monopolgebiete
( Gebiete mit nur einer Zeitung (auch: Ein-Zeitungskreise), in BRD rund die Hälfte aller Kreise und Kreisfreien Städte (aber: auch in Gebieten mit mehreren Zeitungen gehören teilweise alle Zeitungen dem selben Verlag, z.B. Köln, Aachen, Bremen)

Pressekonzentration und Politik

1967 setzte die damalige Bundesregierung die Günther-Kommission ein, Auftrag: „Untersuchung der Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von Presseunternehmen und der Folgen der Konzentration für die Meinungsfreiheit der Bundesrepublik.

1968: Kommission legte Bericht vor, gleichzeitig meldeten sich Parteien, Gewerkschaften und Zeitungsverleger zu Wort.


( einige Vorschläge (v. Verlegern, Gewerkschaft u. Kommission) forderten Intensivierung d. Wettbewerbs, durch Subventionen u. Steuervergünstigungen für kleine u. mittlere Verlage. Wenn Erhalt d. Verlage nicht zu sichern war, sollten Übernahmen durch konkurrierende Verlage verhindert werden (durch verschärfte Fusionskontrolle durch Kartellbehörden)


( SPD schlug vor, zu große Unternehmensgruppen zu entflechten


( Als Ursachen der Pressekonzentration waren die privat-wirtschaftliche Organisation und die ihr immanente Orientierung an den Interessen des Kapitals ausgemacht worden. 

( deshalb der Vorschlag, die Presse öffentlich-rechtlich zu organisieren

Alle Bundesregierungen haben sich mit solchen Reformen schwer getan, weil:

· Verfassungsgebot der Staatsferne der Medien (z.B. bei Subvention best. Verlage droht unerlaubter Eingriff d. Staates in die Aussagenproduktion)

· Politiker scheuen publizistische Reaktionen von Verlegern

Wann ist Pressevielfalt als gefährdet anzusehen? 


( Laut Günther-Kommission ist 

· Anteil eines Verlages von 20 % am Gesamtmarkt der Zeitungen oder Zeitschriften eine Gefährdung der Pressefreiheit

· Anteil ab 40 % Beeinträchtigung der Pressefreiheit

· bei Verlagen mit doppeltem Anbieterstatus (Zeitung u. Zeitschrift) 20 % in einem Teilmarkt und 10 % im anderen ist Gefährdung d. Pressefreiheit; 20 % in einem und 15 % in anderem Teilmarkt ist Beeinträchtigung

Später verschärfte der Bundestag das Kartellrecht (bei praktisch allen Fusionen ab einer Höhe von 25% prüft das Bundeskartellamt ( wenn der Jahresumsatz der beteiligten Unternehmen über 500 Millionen Mark liegt, für den Pressebereich wurde diese Schwelle auf 25 Millionen Mark gesenkt worden)

Printmedien in der DDR
Erich Honecker zensierte – persönlich – fast täglich die erste Seite des Zentralorgan ‚Neues Deutschland’ vor.

Wichtigstes Organ für die Kontrolle der Medien:
Sekretariat beim Zentralkomitee der SED; diesem unterstanden: a) Abteilung für Agitation (Tagesgeschäft) und b) Abteilung für Propaganda (längerfristige Zielsetzungen);

darüber hinaus: alle Chefredakteure einmal wöchentlich nach Ost-Berlin, wo sie vom ZK Weisungen erhielten; Vorzensur fand nicht statt, wegen o.g. Kontrolle nicht nötig, gleichzeitig waren Stasi-Mitarbeiter in die Redaktionen eingeschleust, die missliebige Beiträge zurückhalten konnten.

2. Privater Rundfunk 

Entwicklung
Verlage: wohl wichtigste und hartnäckigste Förderer des Privatfunks

Verleger: wollten an die Werbeeinnahmen des Rundfunks

in den 50ern
( Diskussionen über zweites Fernsehprogramm, mögliche Alternativen: von den Verlegern getragenes Privatfernsehen (von Adenauer verworfen), von Bund und Ländern getragene Gesellschaft, die aber vorwiegend Beiträge von privaten Produktionsfirmen ausstrahlen sollte (von Adenauer favorisiert, vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig gestoppt), also kam es letztendlich zu einer zweiten öffentlich-rechtlichen Anstalt (ZDF)

Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) resignierte nicht, sondern schlug 1964 vor, das ZDF zu übernehmen (damit sollte der durch Rundfunkwerbung angeblich verzerrte Wettbewerb der Medien untereinander wieder ausgeglichener werden – Ministerpräsidenten lehnten ab.

Anfang 70er entdeckten Zeitungsverleger den lokalen Rundfunk. Nach Meinung der Verleger kamen für Sender mit kleinen Verbreitungsgebieten die Öffentlich-Rechtlichen Sender nicht in Frage. Deshalb der Anspruch d. BDZV: Lokaler Rundfunk ja, aber ausschließlich organisiert durch die Zeitungsverlage (für Hörfunk und Fernsehen)

1981 erklärte Bundesverfassungsgericht den privaten Rundfunk grundsätzlich für Verfassungskonform.

Anfang der 80er etablierten sich die Verleger dann sehr schnell als Anbieter von Rundfunkprogrammen 
( allerdings wurden die hochgesteckten Erwartungen finanziell nicht erreicht; einige Verleger behaupteten nun, zum Rundfunk gedrängt worden zu sein. Eigentliches Problem war aber: Die großen Verlage (v.a. Springer) gaben das Tempo der Entwicklung vor, so dass einige kleinere nicht folgen konnten.

Kabelpilotprojekte

70er Jahre: Forderung nach Einführung von privatem Rundfunk fand Unterstützung durch rasche technische Entwicklung (Breitwandverteilnetzen, konnten für die Massenkommunikation genutzt werden), 1974 rief Regierung Schmidt die ‚Kommission für den Ausbau des technischen Kommunikationssystem’ ein, die Erprobung der neuen Technik durch Pilotprojekte vorschlug;

ab 1982, also seit der Regierung Kohl begann die Bundespost mit Milliardeninvestitionen den Ausbau des Kabelnetzes; gleichzeitig konnte man seit Anfang der 80er per Satellit ausländische Programme empfangen; 1985 genehmigte Rheinland-Pfalz den ersten Privatsender (ECS-Konsortium, Vorgänger von SAT 1)

zwar waren die Kabelpilotprojekte (Ludwigshafen, Dortmund, Berlin und München) noch nicht ausgewertet (d.h. Bedarf u. Akzeptanz von neuen Sendern war noch nicht geklärt), aber die Fakten waren schon geschaffen worden 

Struktur des privaten Rundfunks

Zuständig: Die Bundesländer, Gemeinsamkeiten: ähnl. Regelungen zum Jugendschutz und zur Werbung; Unterschiede bei der Präferenz von lokalen oder regionalen Sendern im Hörfunk und in Sicherstellung der vom Bundesverfassungsgericht geforderten Vielfalt.

binnen-plurale Vielfalt: Absicherung des Vielfaltspostulat bei bzw. innerhalb der Anbieter (z.B. durch heterogen zusammengesetzte Anbietergemeinschaften oder Programmbeiräte)

außen-plurale Vielfalt: Vielfalt von Anbietern und Angeboten

3. Multimediale Anbieterstrukturen

Medienverbund: Kooperationen zwischen unterschiedlichen Medien – wenn mögl. in einem Unternehmen

International verfolgen solche Strategien z.B. Murdoch und Berlusconi

Entwicklung zum multimedialen Medienkonzern problematisch, denn einzelne Unternehmen haben mittlerweile auf die veröffentliche Meinung und damit auch auf die Meinungsbildung der Bevölkerung erheblichen Einfluss.

publizistische Konzentration bleibt weitgehend einem Wildwuchs überlassen; je mehr sich die dadurch verfestigten Strukturen gefestigt haben, um so schwieriger wird es für die Politik, Grenzen des Wachstums festzulegen. Möglichkeit: Bundesverfassungsgericht greift regulierend ein.

Fragwürdig bzw. problematisch 
( Beteiligung von Monopolverlagen am Lokalfunk, führt zu Doppelmonopolen.

Schlussbemerkungen

Bundeskartellamt hat für Fragen der publizistischen Konzentration keine Kompetenz, sondern muss alleine über Wettbewerbsverhältnisse im Werbemarkt wachen. Tatsächlich sind beide Problemfelder eng miteinander verknüpft.

Perspektiven der Anbieter- und Angebotsvielfalt sind düster: Im Zeitungsmarkt ist Vielfalt längst nicht mehr gegeben; im Zeitschriftenmarkt entfallen auf vier Unternehmen 2/3 der verkauften Auflage. Entwicklung des privatren Rundfunks hat dazu geführt, dass auch in diesem Medium die größeren Printmedienbetriebe eine wichtige Rolle spielen; ihr Einfluss im ökonomischen und politischen System wächst ungebrochen, weil die zuständigen Kontrollinstanzen ihrer Aufgabe nicht gerecht werden.

Politik scheint bisher nicht zur Korrektur dieser Fehlentwicklung bereit zu sein, weil sie Konflikte mit den großen Medienunternehmen scheut.

� nach d. amtlichen Pressestatistik von 1989





